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Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 
die nächste Ausgabe des dens 
erscheint am 5. Februar 2006.
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Rechtsfragen des Alltags 
kompetent erläutert

Bekanntlich handelt es sich bei dem
Vertrag zwischen Zahnarzt und Pa-

tienten in aller Regel um einen Dienstver-
trag. Geschuldet wird nicht ein bestimmter
Erfolg, sondern eine ordnungsgemäße,
dem zahnmedizinischen Standard entspre-
chende Behandlung. 

Etwas anderes gilt für das Vertragsver-
hältnis zwischen Zahnarzt und Zahntech-
niker. Da der Zahntechniker immer einen
bestimmten Erfolg schuldet, liegt zwi-
schen Zahnarzt und Zahntechniker stets
ein Werkvertrag vor. Diese Beurteilung
führt dazu, dass der Vergütungsanspruch
des Zahntechnikers (erst) mit Abnahme
des Werkes durch den Zahnarzt fällig
wird, also erst ab diesem Zeitpunkt
berechtigterweise verlangt werden kann.

Unter Abnahme ist die widerspruchslose
Entgegennahme der Leistung zu verste-
hen, durch die gleichzeitig der Zahnersatz
als vertragsgemäß anerkannt wird. Ver-
weigert der Zahnarzt also die Annahme
der zahntechnischen Leistung mit der
Begründung, der Zahnersatz sei mangel-
haft oder entspreche nicht der vertrag-
lichen Vereinbarung, wird auch der Ver-
gütungsanspruch des Zahntechnikers nicht
fällig. Nimmt der Zahnarzt hingegen den
Zahnersatz entgegen und erklärt ausdrück-
lich, dieser entspreche den vertraglichen
Vorgaben, hat er auch die vereinbarte Ver-
gütung zu zahlen. 

Die Abnahme muss allerdings nicht
ausdrücklich erklärt werden, sondern kann
auch stillschweigend durch so genanntes

schlüssiges Verhalten erfolgen. Das Ober-
landesgericht Frankfurt hat durch Urteil
vom 17. Februar 2005 festgestellt, dass in
der Eingliederung des Zahnersatzes beim
Patienten  regelmäßig auch die Abnahme
der durch den Zahntechniker erbrachten
Werkleistung liegt. Die Zahlung der Ver-
gütung kann dann, d. h. nach erfolgter
Abnahme, nur noch verweigert werden,
wenn der Zahnersatz mangelhaft ist. Die
Mangelhaftigkeit hat der Zahnarzt zu
beweisen. Es empfiehlt sich daher, den
Zahnersatz vor der Eingliederung beim
Patienten genauestens dahingehend zu
prüfen, ob er den vertraglich vereinbarten
Anforderungen entspricht.

Rechtsanwalt Peter Ihle 
Fachanwalt für Medizinrecht 
und Justiziar der ZÄK M-V

Fälligkeit des Vergütungsanspruchs
bei zahntechnischen Leistungen

Übernahme der Krankenbehandlung für nicht
Versicherungspflichtige gegen Kostenerstattung

Ist über einen Antrag einer Ersatzkasse
auf sachlich-rechnerische Berichtigung

in einem Fall der Übernahme der Kran-
kenbehandlung für nicht Versicherungs-
pflichtige gegen Kostenerstattung gemäß 
§ 264 SGB V durch die KZV zu entschei-
den?

§ 264 Abs. 1 SGB V sieht die Übernah-
me der Krankenbehandlung für nicht
gesetzlich krankenversicherte Arbeits- und
Erwerbslose und Hilfeempfänger durch
die Krankenkassen vor. § 264 Abs. 2 – 7
SGB V regeln die Krankenbehandlung
nicht versicherter Leistungsempfänger
nach dem BSHG und dem Asylbewerber-
leistungsgesetz. Mit der Änderung in § 264
Abs. 2 – 7 SGB V hat der Gesetzgeber die
Übernahme der Krankenbehandlung durch
die Krankenkassen gegen Kostenerstat-
tung geregelt, die die Hilfeempfänger teil-
weise den GKV-Versicherten gleichstellt. 

Nach § 264 Abs. 7 SGB V kann der
zuständige Träger der Sozialhilfe bei
Anhaltspunkten für eine unwirtschaftliche
Leistungserbringung von der Krankenkas-
se eine Prüfung der Angemessenheit der
Aufwendungen verlangen und sich nach-
weisen lassen.

In der Begründung des Entwurfs des
GMG (BT Drucks. 15/1525, S. 140) wird
hierzu ausgeführt, die leistungsrechtliche
Gleichstellung von Empfängern laufender
Hilfe zum Lebensunterhalt und von Emp-
fängern von Hilfe in besonderen Lebens-
lagen nach dem BSHG, die nicht kranken-
versichert seien, mit den gesetzlich Kran-
kenversicherten sei im Grundsatz schon in
Artikel 28 GSG von 1992 vorgesehen
gewesen.

Aufgrund der fehlenden Einigung zwi-
schen Bund und Ländern zur Umsetzung
dieses Artikels zu angemessenen Beitrags-
zahlungen sei die Regelung in § 264 
Abs. 2 SGB V angepasst worden. Auf-
grund des Kostenerstattungsverfahrens
zwischen Krankenkassen und Sozialhilfe-
trägern seien die Betroffenen zwar lei-
stungsrechtlich, aber nicht mitglied-
schaftsrechtlich den GKV-Versicherten
gleichgestellt. 

Die Hilfeempfänger sollten bei der
Inanspruchnahme von Gesundheitsleistun-
gen den Versicherten auch verfahrens-
mäßig gleichgestellt werden. Deshalb
bekommen sie eine KV-Karte. Dadurch
werde sichergestellt, dass für die Behand-
lung von Sozialhilfeempfängern die Rege-
lungen und die Steuerungsinstrumente zur
Gewährleistung einer zweckmäßigen,
wirtschaftlichen und das Maß des medizi-
nisch Notwendigen nicht überschreitende
Versorgung, die für alle Versicherten der
GKV gelten, ebenfalls in vollem Umfang
angewendet würden. Zur Durchführung
des Abrechnungsverfahrens sowie für die
Anwendung von Steuerungsinstrumenten
(z. B. Wirtschaftlichkeitsprüfungen nach 
§ 106 SGB V) sei die Festlegung von 
Statusbezeichnungen auf der KV-Karte 
erforderlich. Insofern sollen nach Auffas-
sung des Gesetzgebers alle Steuerungsele-
mente greifen, die auch für die Abrech-
nung von Leistungen für GKV-Versicher-
te gelten.

Damit dieses Ziel erreicht werden kann,
müssen auch die untergesetzlichen Be-
stimmungen der gemeinsamen Selbstver-

waltung, wie z. B. die Bundesmantelver-
träge, die das Leistungsrecht der gesetz-
lichen Krankenversicherung inhaltlich
konkretisieren, anwendbar sein. Die KZVs
haben daher im Falle einer Leistungser-
bringung gegenüber Berechtigten nach §
264 SGB V mit KV-Karte sowohl eine lei-
stungs- als auch verfahrensrechtliche
Gleichstellung mit den GKV-Versicherten
sicherzustellen. Daraus ergibt sich bereits
die Zuständigkeit der KZV für den Antrag
einer Ersatzkasse auf sachlich-rechneri-
sche Berichtigung auch in diesen Fällen.

Ferner erhält der Sozialhilfeträger die
Möglichkeit, von der Krankenkasse bei
Anhaltspunkten, die auf eine unwirtschaft-
liche Leistungserbringung oder -gewäh-
rung schließen lassen, eine Prüfung der
Angemessenheit der Aufwendungen zu
verlangen und sich nachzuweisen zu las-
sen. Hierfür hat der Gesetzgeber die
Anwendung der Steuerungsinstrumente
der GKV vorgesehen und die Berechtigten
mit einer Krankenversichertenkarte ausge-
stattet.

Lässt § 264 SGB V eine Wirtschaftlich-
keitsprüfung zu, so muss dies auch für die
sachlich-rechnerische Berichtigung gelten.
Eine Wirtschaftlichkeitsprüfung setzt die
Annahme voraus, dass die Leistungen, um
die es geht, nach dem Bema abrechnungs-
fähig sind. Nur erbrachte und abrech-
nungsfähige Leistungen können wirt-
schaftlich sein. Über die Wirtschaftlichkeit
kann jedoch erst entschieden werden,
wenn die Berechnungsfähigkeit feststeht
(vgl. BSGE 60, 69, 74).

KZBV
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